
ARBEITGEBER IM HANDEL PROVOZIEREN / VER.DI WILL ARBEITSKÄMPFE AUSWEITEN: 

Noch stärkerer Druck
durch neue Streiks!

Hart, härter, Handel – das merken 
wir in den Tarifrunden wieder einmal 
überdeutlich. Da gibt es erste Ange-
bote, die den Namen nicht verdienen 
und Arbeitgebervertreter, die noch 
mehr Öl ins Feuer gießen und am 
liebsten das Streikrecht einschränken 
würden!

Auf der anderen Seite stehen Men-
schen, die mit ihrem Lohn kaum noch 
über die Runden kommen. Arm trotz 
Arbeit und Altersarmut sind akute 
Risiken. Für viele Beschäftigte wird 
die Existenzsicherung in Zeiten einer 
rasanten Inflation immer schwie-
riger. 

Wir haben nur eine Möglichkeit, hö-
here Einkommen und bessere Ar-
beitsbedingungen durchzusetzen 
und das ist der Arbeitskampf. Spit-
zenvertretern der Unternehmer 
passt das nicht. Sie fordern immer 
wieder Einschnitte, um unser grund-
gesetzlich verbürgtes Recht zu un-
terlaufen. 

Doch gibt es kein Streikrecht, dann 
bleibt den Beschäftigten nur noch 
kollektives Betteln. Genau das aber 
wird mit ver.di nicht passieren. Strei-
ken erfordert ungeheuer viel Mut! 
Wir haben ihn! Wie auch die seit 
Wochen stattfindenden Arbeits-
kämpfe zigtausender Beschäftigter 
im Einzel-, Groß- und Außenhandel 
eindrucksvoll zeigen!

��� STEFANIE NUTZENBERGER
für den Handel zuständiges  

ver.di-Bundesvorstandsmitglied 
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NR.2 22. JAHRGANG

JUNI 2023
An der von Woche zu Woche stärker 

werdenden Streikbewegung im 
Handel haben sich schon viele zehn-
tausend Beschäftigte beteiligt. Dennoch 
ist es bis Redaktionsschluss (14. Juni) 
zu keiner Tarifeinigung gekommen. 
Kurz zuvor wurden die Verhandlungen 
in Nordrhein-Westfalen, Bayern und 
Hessen ergebnislos vertagt. In NRW 
werden sie für den Einzelhandel am 5. 
Juli fortgesetzt. 

Sowohl im Einzel- und Versandhandel 
als auch im Groß- und Außenhandel 
mauerten die Arbeitgeber bisher ge-
waltig, obwohl sie zum Teil Rekordge-
winne einfahren konnten. Sie tischten 
lediglich Zahlen für eine Laufzeit von 
24 Monaten auf, die angesichts der sehr 
hohen Inflation auf empfindliche Real-
lohnverluste hinauslaufen würden. Für 
2023 bewegen sich ihre Angebote zwi-
schen 3 und 4 Prozent. Das ist skanda-
lös niedrig. Das Nein aus den regiona-
len ver.di-Tarifkommissionen zu diesen 
»Armutsangeboten« ist unüberhörbar. 
»Die Inflation schmilzt unsere Einkom-
men wie das Eis in der Sonne«, bringt 
es ver.di in NRW nach der dritten Ein-
zelhandelsrunde auf den Punkt.

»Die Arbeitgeber bieten für dieses 
Jahr nach wie vor nur eine tabellen-
wirksame Erhöhung von 3 Prozent an, 

das sind gerade mal 52 Cent pro Stun-
de«, kritisierte die dortige Verhandlungs-
führerin Silke Zimmer und kündigte am 
12. Juni die Ausweitung der Streiks an. 
Zum unfairen Wunschpaket der Unter-
nehmer gehören weiterhin eine Entgelt- 
erhöhung um nur 2 Prozent erst ab Mai 
2024 sowie um 2,5 Prozent erst ab Fe-
bruar 2025. Außerdem wollen sie einen 
nicht tabellenwirksamen Inflationsaus-
gleich von 750 Euro (2023; Teilzeit an-
teilig) und 250 Euro (2024; Teilzeit 
anteilig) zahlen und bieten ein Mindest- 
entgelt von 13 Euro pro Stunde an. 

Angebote, die Beschäftigte
ärmer machen würden

Im Einzelhandel fordert ver.di in fast 
allen Tarifgebieten 2,50 Euro mehr Lohn 
und Gehalt pro Stunde. Ausnahme ist 
Baden-Württemberg, wo die Tarifkom-
mission eine Erhöhung um 15 Prozent 
verlangt. Im Groß- und Außenhandel 
beläuft sich die Forderung überwiegend 
auf 13 Prozent, in Rheinland-Pfalz sind 
es 425 Euro. Zu den Kernforderungen 
gehört für ver.di im gesamten Handel 
erneut die gemeinsame Beantragung 
der Allgemeinverbindlichkeit der Tarif-
verträge, um die Tarifflucht zu stoppen 
und dem Armutsrisiko vieler Beschäf-

tigter entgegenzuwirken. Die Arbeit-
geber verweigern dies.

Wegen der oft prekären Einkommens-
situation vieler Kolleginnen und Kolle-
gen brodelt die Stimmung in zahlreichen 
Betrieben. Enttäuschung und Wut ma-
chen sich vielerorts bemerkbar. Mitte 
Juni zeichnete sich in vielen Tarifgebie-
ten eine Ausweitung der Arbeitskämp-
fe ab, die sich die Unternehmerverbän-
de im Handel selbst zuzuschreiben 
haben. In Bayern, wo die Einzelhandels-
arbeitgeber ein nahezu identisches 
Angebot wie in NRW und anderen 
Tarifregionen präsentierten, kündigte 
ver.di-Verhandlungsführer Hubert Thier-
meyer ebenfalls eine Intensivierung der 
Streiks an, die bereits zum Teil mehrtä-
gig erfolgt sind.

Schon bis zu diesem Zeitpunkt hatte 
ver.di besonderes Augenmerk auf die 
Lagerbereiche des Einzelhandels und 
des Großhandels gelegt und zu vielen 
Arbeitsniederlegungen aufgerufen. In 
mehreren Bundesländern wurden zen-
trale Standorte von Edeka, Rewe, Lek-
kerland und der Schwarz-Gruppe (Lidl 
und Kaufland) erfolgreich bestreikt und 
es kam teilweise zu Schwierigkeiten in 
der Versorgung der Filialen. »Die Streik-
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Die nächste Ausgabe erscheint 
Anfang Oktober 2023

In der diesjährigen Tarifauseinandersetzung 
hat ver.di von Anfang an besonderes Augen-
merk auch auf die Lagerbereiche des Einzel-
handels und des Goßhandels gelegt und zu 
vielen Arbeitsniederlegungen aufgerufen 
(oben: Streikende in Nürnberg). In zahlrei-
chen Städten haben schon große Streikkund-
gebungen – wie hier in Düsseldorf – statt-
gefunden.

FOTOS: THIERMEYER (2) , HACKENBERG (2)

Auftakt zur Tarifrunde in Frankfurt am Main	 Streikende aus dem Handel in Hamburg� FOTOS: VER.DI

STREIKMOMENTE

ver.di
Co.KG


Aktuell� Seite 2

Auch Beschäftigte von Primark und Galeria Karstadt Kaufhof (r.) zeigen in dieser Tarifrunde Flagge� FOTOS: HACKENBERG, THIERMEYER

K A M P F  U M  J E D E S  W A R E N H A U S

Am 14. Juni demonstrierten erneut hunderte Galeria-Beschäftigte aus allen Berli-
ner Häusern vor dem Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf für ihre Forderungen
� FOTOS: CHRISTIAN V. POLENTZ

unterstreicht Cosimo-Damiano Quinto, 
im ver.di-Bundesfachbereich Handel für 
Primark zuständig. »Das zeigen auch 
die aktuellen Streiks für bessere Tarife, 
in die viele Häuser einbezogen werden. 
Die Beschäftigten lassen sich nicht alles 
gefallen. Das muss Primark beim Umbau 
des Unternehmens bedenken!«

In einer Resolution fordert der Ge-
samtbetriebsrat das Unternehmen auf, 
soziale Verantwortung zu übernehmen. 
»Die Geschäftsführung muss alles tun, 
um Arbeitsplätze zu sichern«, betont 
die Gesamtbetriebsratsvorsitzende Klau-
dia Jany-Benedetti. Bereits im vergan-
genen Jahr hat Primark die Schließung 
von zwei Filialen in Berlin und Weiter-
stadt bekanntgegeben. Vor wenigen 
Wochen verkündete der Modediscoun-
ter, vier weitere Standorte dichtzuma-
chen: Betroffen sind 420 Beschäftigte 
in Gelsenkirchen, Frankfurt, Kaiserslau-
tern und Krefeld. »Die Kolleginnen und 
Kollegen sind wütend«, sagt Klaudia 
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EINZELHANDEL

KURZ & KNAPP

�	 ALDI SÜD TESTET: Ab Juni startet 
der Discounter Aldi Süd testweise den 
Online-Handel mit Lebensmitteln. Das 
neue Angebot wird zunächst für den 
Kreis der Beschäftigten im Gebiet 
rund um die Zentrale in Mülheim 
(NRW) verfügbar sein. Im vierten 
Quartal können dann alle dort ansäs-
sigen Verbraucher*innen teilnehmen 
und aus 1.300 von 1.700 Artikeln des 
Sortiments auswählen. Angeboten 
werden Produkte aus dem Trocken-
sortiment, Kühlartikel sowie Tiefkühl-
ware. Die Bestellungen werden von 
einem »Dark Store« aus – das ist ein 
extra eingerichtetes Verteilzentrum 
– nach Hause geliefert.

�	 NOCH MEHR SB-KASSEN: Die 
Drogeriemarkt-Kette Rossmann will 
den Anteil an SB-Kassen in ihren Fili-
alen weiter ausbauen. Dort können 
Kunden ihre gekauften Produkte 
selbst einscannen und mit EC- oder 
Kreditkarte bezahlen. Bisher stehen 
die Selbstbedienungsterminals an 340 
Standorten zur Verfügung. Bis Ende 
des Jahres will das Unternehmen wei-
tere 300 Filialen mit SB-Terminals 
ausrüsten. 

M it Stofftüchern verhüllen die Be-
schäftigten symbolisch den Ein-

gang der Primark-Filiale in Gelsenkir-
chen. Sie protestieren mit Plakaten vorm 
Schaufenster, sammeln Unterschriften 
in der Fußgängerzone – und treten in 
den Streik. »Die Kolleginnen und Kol-
legen sind on fire«, sagt der ver.di-
Sekretär Azad Tarhan aus dem Ruhrge-
biet. Die Primark-Beschäftigten wollen 
die angekündigte Schließung von vier 
weiteren Filialen des Modediscounters 
nicht einfach hinnehmen, sondern für 
ihre Arbeitsplätze kämpfen. In der ak-
tuellen Tarifrunde folgten fast alle Pri-
mark-Beschäftigten in Gelsenkirchen 
dem Streikaufruf: Der Laden blieb zwei 
Tage lang komplett geschlossen. »So 
etwas erleben wir im Einzelhandel nicht 
oft«, bemerkt der Gewerkschafter. »Da 
ist richtig viel Musik drin.«

»Bei Primark ist die Entschlossenheit 
der Beschäftigten, für die eigenen Be-
lange zu kämpfen, spürbar gewachsen«, 

Schließlich konnte ein neuer Mietvertrag 
abgeschlossen und so eine Perspektive 
für den Weiterbetrieb erreicht werden.

Von den im März vorgesehenen 52 
Häuserschließungen sind zum Zeitpunkt 
Ende Mai insgesamt zehn entfallen. 
Neben Braunschweig und Rosenheim 
werden auch die Filialen in Bayreuth, 
Erlangen, Leipzig, Oldenburg und 
Rostock weiterbetrieben. Vier Häuser 
sollen von der Textilkette »aachener« 
übernommen werden.

Hoffnung gibt es auch noch für an-
dere Warenhäuser von Galeria. So ha-
ben Beschäftigte, Anwohner*innen und 
Einzelhandelsunternehmen mehr als 
4.000 Unterschriften für den Erhalt des 
einstigen Karstadt-Hauses in der Berliner 
Wilmersdorfer Straße gesammelt und 
Anfang Mai an die Bezirksbürgermeis-
terin Kirstin Bauch (Bündnis 90/Grüne) 
übergeben. Die hat mittlerweile in einem 

Zum Insolvenzplan bei Galeria 
Karstadt Kaufhof gehören neben 

einem kräftigen Schuldenerlass und 
Stellenabbau auch Filialschließungen, 
gegen die ver.di und die Betriebsräte 
gemeinsam mit Komunalpolitikern und 
lokalen Initiativen kämpfen. Ende Mai 
wurde bekannt, dass die Warenhäuser 
in Regensburg (Neupfarrplatz), Dor-
mund und Bremen fortgeführt werden, 
nachdem das Galeria-Management 
eine Einigung mit den Vermietern ge-
troffen hatte.

In den vergangenen Wochen sind 
weitere Häuser gerettet worden. Zum 
Beispiel in Braunschweig, wo die frü-
here Karstadt-Filiale das einzige noch 
verbliebene Warenhaus ist und entspre-
chend gut von der Kundschaft frequen-
tiert wird. Nach Bekanntwerden der 
geplanten Schließung liefen viele Men-
schen Sturm gegen die Entscheidung. 

Interview mit dem RBB-Regionalsender 
erklärt, dass ihre Gespräche als Vermitt-
lerin zwischen Galeria und dem Ver-
mieter, der Immobiliengesellschaft 
Redevco, einigen Anlass zur Hoffnung 
gäben. Ursprünglich war vermittelt 
worden, dass der Gebäudeeigentümer 
das Karstadt-Haus abreißen und an der 
Stelle einen Neubau mit Eigentumswoh-
nungen errichten wolle. Doch der Ein-
zelhandel in der Fußgängerzone möch-
te das Warenhaus gerne als Publikums-
magneten erhalten.

Die Übergabe der Unterschriften an 
die Bezirksbürgermeisterin am 2. Mai 
war mit einem Warnstreik und einer 
Kundgebung verbunden, bei der sich 
die Teilnehmer*innen für den Erhalt 
aller Berliner Galeria-Standorte und 
aller Arbeitsplätze stark machten. Allein 
in der Filiale Wilmersdorfer Straße geht 
es um rund 140 Arbeitsplätze. Bei der 
letzten Galeria-Insolvenz im Sommer 
2020 sei es mit Hilfe verschiedener 
Bezirksbürgermeister*innen gelungen, 

beteiligung aus den Lagerbereichen 
aller Handelsbranchen ist in diesem Jahr 
besonders beeindruckend«, betont  
ver.di-Vorstandsmitglied Stefanie Nut-
zenberger. »Viele Kolleginnen und Kol-
legen sind richtig wütend über die bis-
herigen Angebote der Arbeitgeber, weil 
die Einkommen heute bereits kaum noch 
zum Leben reichen und sich die Risiken 
für Altersarmut erhöhen würden.«

Beteiligt an der Tarifbewegung sind 
Beschäftigte aus nahezu allen wichtigen 
Handelskonzernen, die tarifgebunden 
sind. Das reicht vom Pharmagroßhandel 
bis zum Lebensmittel- und Textileinzel-
handel. Hier hat es in verschiedenen 
Tarifgebieten auch Unternehmensstreik-
tage gegeben, u.a. bei Kaufland, Ede-
ka/Marktkauf, Galeria Karstadt Kaufhof 
und Primark sowie zeitgleiche und ge-
meinsame Streikaktionen im Einzel- und 
Großhandel. 

»Wir streiken bis die
Arbeitgeber sich bewegen«

An Kundgebungen und Demonstra-
tionen durch die Innenstädte – z.B. in 
Düsseldorf, Bochum, Dortmund, Essen, 
Chemnitz, Nürnberg, München, Augs-
burg, Stuttgart, Hamburg, Hannover, 
Kiel – nehmen regelmäßig auch viele 
streikende Beschäftigte tarifloser Un-
ternehmen teil. Sie kämpfen u.a. bei 
Amazon, Galeria Karstadt Kaufhof, OBI, 
Smyths Toys, TK Maxx, Douglas, Thalia 
und im Großhandel bei bofrost für Ein-
kommenserhöhungen und die verbind-
liche Anerkennung der Flächentarifver-
träge. Die Beschäftigten der tarifgebun-
denen Möbelkette Ikea machen bei 
ihren Arbeitsniederlegungen deutlich, 
dass sie auch einen Zukunfts- und Di-
gitalisierungstarifvertrag durchsetzen 
wollen.

Für den Groß- und Außenhandel in 
NRW hielten die Arbeitgeber am 13. 
Juni an ihrem ersten völlig unzureichen-
den Angebot fest und boten in der 
dritten Runde weiterhin eine Erhöhung 
der Löhne und Ausbildungsvergütungen 
ab Dezember 2023 um nur 4 Prozent 
und ab Dezember 2024 um nur 2,1 
Prozent an. In beiden Jahren wollen sie 
je 700 Euro Inflationsausgleichsprämie 
bezahlen (Teilzeit anteilig). ver.di ver-
urteilte dieses Herangehen als unerträg-
liche Ignoranz gegenüber den existen-
ziellen Sorgen der Beschäftigten: »Wir 
streiken bis die Arbeitgeber sich bewe-
gen.«� ANDREAS HAMANN

K A M P F  F Ü R  A R B E I T S P L Ä T Z E  U N D  B E S S E R E  T A R I F E  B E I  P R I M A R K

Weitere 10 Galeria-Filialen 
können weitermachen

Jany-Benedetti. »Und sie haben große 
Existenzängste.« Viele seien alleinerzie-
hend oder nah am Rentenalter. Sie 
brauchten das Geld, um über die Run-
den zu kommen.

Klare Forderungen des 
Gesamtbetriebsrates

In der Resolution fordert der Gesamt-
betriebsrat eine Beschäftigungs- und 
Standortsicherung für alle Filialen. »Die 
Unsicherheit ist groß, dass noch weite-
re Stores folgen könnten«, sagt die 
Co-Gesamtbetriebsratsvorsitzende Hei-
ke Eckert. Es könne keine Rede von 
einem Zukunftskonzept sein, wenn der 
Konzern nur auf die Schließung von 
Filialen und weitere Reduzierung von 
Verkaufsflächen setze. Die Interessen-
vertretung verlangt, dass die Beschäf-
tigten am Umbau des Unternehmens 
beteiligt werden – für sichere und gute 
Arbeitsbedingungen. Sollten Schließun-

gen unumgänglich sein, müssten die 
Kolleginnen und Kollegen in anderen 
Filialen weiterbeschäftigt werden.

»Mit der Resolution wollen wir zeigen, 
dass wir alle an einem Strang ziehen«, 
betont die Betriebsrätin. Für ihre Forde-
rungen sammelten sie jetzt Unterschrif-
ten. Als Zeichen der Solidarität schickten 
die Beschäftigten aus Dortmund zudem 
Postkarten mit Fotos an ihre Kolleginnen 
und Kollegen in den betroffenen Filialen. 
Die Botschaft: »Wir stehen an eurer 
Seite«, erklärt Klaudia Jany-Benedetti. 
Weitere Aktionen sind in Planung.

In Gelsenkirchen haben sich viele 
Beschäftigte in ver.di organisiert und 
sorgen in der Stadt mit ihren Protesten 
für Aufsehen. Selbst wenn sie eine 
Schließung letztlich doch nicht verhin-
dern könnten, sagt Azad Tarhan von 
ver.di, nutze ihnen auf jeden Fall der 
Druck in den Verhandlungen über einen 
Sozialplan. Offiziell soll die Filiale zum 
Jahresende dichtmachen. Das Unter-
nehmen hoffe auf eine schnelle und 
klanglose Einigung, berichtet der Ge-
werkschafter. »Doch die Kolleginnen 
und Kollegen haben einen langen 
Atem.«� KATHRIN HEDTKE

F O R T S E T Z U N G  V O N  S E I T E  1 

Beschäftigte »on fire«

Warenhäuser und Arbeitsplätze zu 
erhalten, betonte Conny Weißbach, 
Leiterin des ver.di-Fachbereichs Handel 
in Berlin und Brandenburg. Damals 
hatte das Haus in der Wilmersdorfer 
Straße die Zusage für einen mindestens 
dreijährigen Weiterbetrieb erhalten – 
mit der Aussicht auf langfristige Siche-
rung, gerade weil die Filiale eine wich-
tige Rolle für die umliegenden Geschäf-
te spielt.

Im Moment laufen die Entgelttarif-
verhandlungen für die Beschäftigten 
bei Galeria. Bis zur fünften Runde, die 
am 25. Mai stattgefunden hat, gab es 
kaum eine Annäherung zwischen beiden 
Seiten. Die Geschäftsleitung verweigert 
sich bisher angemessenen Gehaltser-
höhungen, die die Kolleg*innen aber  
dringend benötigen – umso mehr, als 
sie seit Jahren auf Entgeltbestandteile 
in Höhe von bis zu 5.500 Euro jährlich 
verzichten. Am 15. Juni (nach Redak-
tionsschluss) stand Verhandlungsrunde 
Nummer sechs an.� GG

Bezirksbürgermeisterin Bauch bei ver.di-Aktion in Berlin-Charlottenburg�
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Streikende Metro-Beschäftigte bei Kundgebung in Nürnberg; rechts: beim Verhandlungsauftakt in NRW� FOTOS: THIERMEYER, HACKENBERG

Klare Forderung: Zurück in den Tarifvertrag� FOTO: HACKENBERG

Etliche Unternehmen des Groß- und 
Außenhandels (GAH) stehen wirt-

schaftlich sehr gut da. Deshalb können 
sie sich ordentliche Entgelterhöhungen 
für ihre Beschäftigten durchaus leisten. 
Vor dem Start der diesjährigen Tarifver-
handlungen im GAH stellte das Berliner 
WABE-Institut die wichtigsten Rahmen-
daten zusammen, die unter anderem 
die Verteilungsspielräume und die 
durchschnit t l ichen Bei t räge der 
Kolleg*innen zum Firmengewinn um-
fassen. 

Eine weit überdurchschnittliche Er-
gebnissteigerung im Jahr 2022 gegen-
über dem Vorjahr erwartet dabei mit 
42,1 Prozent die BayWa AG (siehe Bei-
trag auf dieser Seite). Aber auch die 
Pharmagroßhändler Alliance Healthca-
re mit einem Plus von 6,7 und NOWE-
DA mit 9,6 Prozent verzeichnen kräfti-
ge Umsatzerhöhungen. Und die Metro 
C&C kann um 9,6, der Wettbewerber 
Transgourmet um 8,3 Prozent zulegen. 
Daraus lassen sich keine Signale zur 
Zurückhaltung bei den Tarifforderungen 
ableiten.

Zudem steigt die Effizienz der Be-
schäftigten im GAH an: So hat das In-

stitut berechnet, dass die Personalkos-
tenanteile sinken, gleichzeitig nimmt 
der monatliche Gewinnbeitrag pro 
Mitarbeiter*in von Jahr zu Jahr zu, 2020 
lag er – vor Steuern – bei 2.160 Euro. 
Das bedeutet konkret, dass die Beschäf-
tigten alle Kosten für Material, Verwal-
tung, Personal usw. mit ihrer Arbeit 
erwirtschaften – und dazu noch mehr 
als 2.000 Euro! Warum sollte der üppi-

ge Gewinnbeitrag primär den Aktionä-
ren zugutekommen, die für ihre Divi-
dendenzahlungen keine Leistung erbrin-
gen? Stattdessen lässt sich aus diesem 
Überschuss sehr gut eine auskömmliche 
Entgeltsteigerung finanzieren.

In dem Branchenüberblick wird auch 
auf die Tatsache verwiesen, dass mitt-
lerweile 82 Prozent der Betriebe im GAH 
nicht tarifgebunden sind, wodurch ten-

T A R I F R U N D E  B E I  D E R  B AY W A  G E S T A R T E T 
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GROSSHANDEL

KURZ & KNAPP

�	 IN DIE GEWINNZONE: Die 2018 
gegründete Edeka-Tochtergesell-
schaft EFS (Edeka Foodservice), die 
mit Metro und Transgourmet im Groß-
verbrauchergeschäft um die Kunden 
aus Gastronomie, Hotellerie und Ca-
tering konkurriert, ist offenbar auf 
dem Weg in die Gewinnzone. Bereits 
im Geschäftsjahr 2022 hatte das Un-
ternehmen beim Umsatz um rund 15 
Prozent auf etwa 2,4 Mrd. Euro (net-
to) zugelegt, berichtete die »Lebens-
mittel-Zeitung« Anfang Mai. Für 2023 
werde mindestens eine »schwarze 
Null« erwartet, nachdem bisher seit 
der Gründung ausschließlich Verluste 
angehäuft worden seien.
Edeka Foodservice war im Jahr 2018 
aus der Fusion der Großverbraucher-
sparten der Regionalgesellschaften 
Südwest, Minden-Hannover und 
Nordbayern-Sachsen-Thüringen ent-
standen.

�	 MITTAGSPAUSENAKTION: Be-
schäftigte des Edeka-Zentrallagers im 
niedersächsischen Lauenau haben 
Anfang Mai bei einer Mittagspau-
senaktion, zu der ver.di aufgerufen 
hatte, gemeinsam die Zahl 13 gebildet 
– entsprechend der Prozentforderung 
in den Tarifverhandlungen für den 
genossenschaftlichen Großhandel. 
Damit signalisierten sie ihre Streikbe-
reitschaft. Eine Arbeitsniederlegung 
in diesem Zentrallager wirkt sich auf 
sämtliche Filialen von Edeka, E-Center 
und Marktkauf in der Region Hanno-
ver und Umgebung aus.

Guter Verteilungsspielraum denziell immer mehr Beschäftigte Nied-
riglöhne erhalten. Dagegen helfe nur 
die Allgemeinverbindlichkeit der GAH-Ta-
rifverträge – eine zentrale ver.di-Forde-
rung auch in der laufenden Tarifrunde. 
Im Januar ließ freilich der Bundesverband 
Großhandel, Außenhandel, Dienstleis-
tungen (BGA) verlauten, dass er die 
»Allgemeinverbindlichkeit von Entgelt-
tarifverträgen« ablehne, »hingegen 
tarifliche Spielräume für die Betriebspar-
teien« befürworte. 

Arbeitgeberverband will
Tarifverträge aufweichen

Damit entlarve sich der Arbeitgeber-
verband bedauerlicherweise als Anhän-
ger einer Linie, die verstärkt auf das 
Aufweichen von Tarifverträgen setze, 
sagt dazu Manfred Wirsch, Leiter der 
ver.di-Bundesfachgruppe GAH. »Wir 
stehen eindeutig für die Tarifautonomie. 
ver.di hat noch nie Ausnahmelösungen 
verwehrt, wenn eine wirtschaftliche 
Notlage das erfordert hat. Doch Unter-
nehmen, die sehr gute Umsätze und 
Gewinne vorweisen, sollen ihren Be-
schäftigten Tariflöhne zahlen, und sie 
sollen angesichts der hohen Inflation 
angemessene Entgeltsteigerungen mit 
uns vereinbaren!« 

� GUDRUN GIESE
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Ende April streikten Beschäftigte von 
bofrost an sechs nordrhein-westfä-

lischen Standorten für einen Tag. Damit 
untermauerten sie ihre Forderung nach 
Bindung an die Flächentarifverträge im 
Groß- und Außenhandel (GAH). Das 
Unternehmen verweigert deren Aner-
kennung.

»Die Beschäftigten bei ,bofrost‘ for-
dern, endlich nach Tarif bezahlt zu wer-
den«, stellte Heino Georg Kaßler von 
ver.di Handel im Landesbezirk Nord-
rhein-Westfalen fest. Gestreikt wurde 
zwei Tage nach der ersten Verhandlungs-
runde, die auch hier ohne echtes Ange-
bot der Arbeitgeberseite vertagt wurden. 
bofrost verwehre den Beschäftigten nicht 
nur die Tarifbindung an sich, sondern 
zahle den größten Teil des Gehalts um-

satzabhängig aus nach einem schwer 
durchschaubaren System, so der Gewerk-
schaftssekretär. »Damit wird das unter-
nehmerische Risiko auf die Beschäftigten 
abgewälzt. Die Fahrer*innen und Kun-
denbetreuer*innen brauchen aber ein 
existenzsicherndes Grundgehalt nach 
einem Tarifvertrag.« Zum Streik habe ver.
di aufgerufen, um den Druck auf den 
Arbeitgeber zu erhöhen.

Gestreikt wurde am 28. April in den 
Niederlassungen in Essen, Freudenberg, 
Dülmen, Borken, Langenfeld, Dormagen 
und Dortmund. Der Arbeitskampf fand 
im Rahmen eines bundesweiten Akti-
onstages bei bofrost mit Betriebsver-
sammlungen an vielen Standorten statt. 
Auch im Mai kam es erneut zu Arbeits-
niederlegungen, so in Dormagen. � GG

Den Druck erhöhenBeschäftigte wollen 
Anteil am Gewinn
Rosige Aussichten für die BayWa: Für 

2022 wies das Unternehmen, das 
in den Bereichen Agrarprodukte, Bau 
und Energie tätig ist, einen Rekordge-
winn in Höhe von 504 Millionen Euro 
aus – eine Steigerung von nahezu neun-
zig Prozent gegenüber dem Vorjahr. 
2023 werden die Gewinne nicht ganz 
so üppig ausfallen, doch mittelfristig 
soll die Kurve wieder steil nach oben 
zeigen, berichtete Ende März die »Le-
bensmittelzeitung«. Gleichzeitig geht 
es den rund 10.000 Beschäftigten der 
BayWa materiell schlecht. Für die dies-
jährige Tarifrunde hat ver.di deshalb 
Forderungen aufgestellt, die helfen 
sollen, die inflationsbedingten Lohn-
einbußen auszugleichen: Es soll eine 
tabellenwirksame Erhöhung der Ent-
gelte um 13 Prozent, mindestens 400 
Euro im Monat geben, ein Plus bei den 
Ausbildungsvergütungen von 250 Euro 
monatlich, ein rentenfestes Mindest-
stundeneinkommen von 13,50 Euro – 
und das bei einer Laufzeit von zwölf 
Monaten.

Die Unternehmensseite blieb in der 
ersten Verhandlungsrunde über den 
Entgelttarifvertrag am 26. Mai weit 
dahinter zurück: Bei einer Laufzeit von 
24 Monaten soll es eine Erhöhung der 
Löhne und Gehälter um 4,1 Prozent ab 
Dezember 2023, eine weitere um 2,2 

Prozent ein Jahr später geben. Außer-
dem offerierte BayWa Inflationsaus-
gleichsprämien von je 700 Euro zu den 
beiden Terminen, für Auszubildende 
350 Euro. »Das Angebot bedeutet, dass 
die Beschäftigten weitere Reallohnver-
luste für die nächsten 24 Monate in 
Kauf nehmen sollen«, so ver.di-Ver-
handlungsführer Thomas Gürlebeck. 
»Damit ist deutlich geworden, dass die 
Aktionäre dem Management wichtiger 
sind als die Beschäftigten.« Am 11. 
Juli wird weiterverhandelt.

Viel zu niedrige Löhne
im Rekordgeschäftsjahr?

Schon im zurückliegenden Jahr habe 
sich die Einkommenssituation der Be-
schäftigten bei der BayWa »auf noch 
nie dagewesene Weise verschlechtert«, 
betonte Thomas Gürlebeck. So habe 
die Inflation dramatische Reallohnver-
luste eingebracht – zumal die Preisstei-
gerungen für Lebensmittel, Fortbewe-
gung und Energie deutlich über denen 
der durchschnittlichen Inflationsrate von 
7,9 Prozent gelegen hätten. »Einerseits 
feiert die BayWa in diesem Jahr ihr 
100-jähriges Bestehen mit viel Prunk, 
verzeichnet nach dem Geschäftsjahr 
2021 im Jahr 2022 wieder ein Rekord-
geschäftsjahr mit über 500 Millionen 

Euro Gewinn und empfiehlt die Erhö-
hung der Dividende für die Aktionäre. 
Andererseits wissen die Beschäftigten 
nicht mehr, wie sie die immer stärker 
steigenden Kosten bewältigen sollen«, 
so der Gewerkschaftssekretär. Das sei 
eine extrem ungerechte Ausgangslage. 

Die am 23. März von der ver.di-Haus-
tarifkommission beschlossenen Forde-
rungen werden von den BayWa-Beschäf-
tigten vollauf mitgetragen, wie eine 
Befragung ergeben hat, an der sich mehr 
als 1.100 Kolleg*innen beteiligten: Da-
nach gaben 77 Prozent an, dass ihr 
aktuelles Einkommen nicht mehr reiche, 
um sie vor Altersarmut zu schützen. 61 
Prozent meinten, dass ihr Lohn gemes-
sen an ihrer Leistung zu niedrig ist. Sie, 
ohne deren Einsatz der enorme Gewinn 
der BayWa nicht denkbar wäre, wollen 
ihren mehr als verdienten Anteil daran 
erhalten.� GG

Silke Zimmer, Verhandlungsführerin in NRW� FOTO: HACKENBERG



Innerhalb von zehn Jahren ist die Zahl der Streikstandorte stark gewachsen 
(oben: Dortmund und und Graben bei Augsburg, unten: Bad Hersfeld)�
� FOTOS: VER.DI , GANGL, THIERMEYER
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Andreas Gangl � FOTO: HAMANN 

D ie vor zehn Jahren bei Amazon be-
gonnene Streikbewegung hat in-

zwischen bundesweit zehn Fulfillment-
Center erfasst. Am 14. Mai 2013 hatten 
rund 1.700 Kolleginnen und -Kollegen 
in den Verteilzentren Bad Hersfeld und 
Leipzig zum ersten Mal bei einem von 
ver.di ausgerufenen Ganztagesstreik die 
Arbeit niedergelegt, um ihrer Forderung 
nach einem Tarifvertrag auf dem Niveau 
der Flächentarifverträge für den Einzel- 
und Versandhandel Nachdruck zu ver-
leihen (wir berichteten). 

»Wir arbeiten daran, diese 
Zahl noch zu erweitern!«

Stefanie Nutzenberger, für den Handel 
zuständiges ver.di-Bundesvorstandsmit-
glied, äußerte anlässlich des Streikjubi-
läums scharfe Kritik am Online- und 
Versandriesen: »Konzerne wie Amazon 
verschaffen sich Wettbewerbsvorteile 
auf dem Rücken der Beschäftigten und 
beschleunigen dadurch den Verdrän-
gungswettbewerb im Handel massiv.« 
Auch wenn sich Amazon nach wie vor 
weigere, mit ver.di über Tarifverträge zu 
verhandeln, sei es den Streikenden doch 

gelungen, in vielen Bereichen Verbesse-
rungen durchzusetzen. »Die Einkommen 
steigen seit Jahren kontinuierlich und es 
gelingt immer wieder Arbeitsbedingun-
gen in den Fulfillment-Centern zu ver-
bessern.« Die Streikbewegung bei Ama-
zon habe mittlerweile bundesweit zehn 
Versandzentren erfasst. »Wir arbeiten 
daran, diese Zahl noch zu erweitern«, 
sagte dazu die ver.di-Koordinatorin für 
Amazon, Monika Di Silvestre.

Auch Stefanie Nutzenberger unter-
strich die Entschlossenheit von ver.di, 
weiter für die Anerkennung der Flächen-
tarifverträge zu kämpfen. Angesichts 
von Leistungsverdichtung und starkem 
Arbeitsdruck gelte dies gleichermaßen 
für den Abschluss eines Tarifvertrages 
Gute und Gesunde Arbeit. »Tarifverträ-
ge schützen die Beschäftigten mit exis-
tenzsichernden Einkommen und dadurch 
auch vor Altersarmut. Und sie verhindern 
krankmachende Arbeitsprozesse in ei-
nem Konzern, der die Beschäftigten 
durch Algorithmen und digitale Kont-
rolle treibt. Der Entgrenzung Schranken 
zu weisen, das ist in Zeiten des digita-
len Umbruchs im Handel das Gebot der 
Stunde.«  �  R E D
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D ie Bundeskonferenz des ver.di-
Fachbereichs Handel hat Mitte April 

wichtige Anträge angenommen. Zum 
Beispiel zur Forderung an den Gesetz-
geber, allgemeinverbindliche Tarifver-
träge leichter möglich zu machen (wir 
berichteten). Darüberhinaus wurden 
weitere Beschlüsse gefasst, die an den 
ver.di-Bundeskongress im September 
gerichtet sind.

Im Beschluss »Für eine lebenswerte 
(Innen-)stadt!«, der auf Initiative aus NRW 
zustandekam, werden acht Kernforde-
rungen bekräftigt: Gute Arbeit – Digita-
le Umstrukturierung gestalten – Gewer-
bemieten mindern – Leerstände kreativ 
nutzen – Ansiedlungspolitik steuern – 
Mobilität gestalten – Bezahlbares Woh-

10 Streikstandorte

W I C H T I G E  W E I C H E N S T E L L U N G E N  D E R  V E R . D I - B U N D E S F A C H B E R E I C H S K O N F E R E N Z  H A N D E L

Bei Amazon in Bad Hersfeld, wo es 
seit 2013 schon unzählige Streiks 

gegeben hat, ist Andreas Gangl (50) 
Sprecher der gewerkschaftlichen Ver-
trauensleute. Zusammen mit anderen 
ehrenamtlichen Aktiven aus dem Han-
del ist er im April in den Vorstand des 
ver.di-Bundesfachbereichs gewählt 
worden. 

VOR GUT ZEHN JAHREN GAB ES DIE AL-

LERERSTE ARBEITSNIEDERLEGUNG BEI 

AMAZON. DU WARST VON ANFANG AN 

DABEI, AUCH ALS IHR IN BAD HERSFELD 

IM APRIL 2013 ERSTMALIG EINEN WARN-

STREIK ORGANISIERT HABT. WIE IST ES 

DAZU GEKOMMEN? 

Mit der Organisierung der Beschäf-
tigten haben wir schon 2011 angefan-
gen, da gab es von ver.di beauftragte 
Projektsekretäre, die dabei halfen. Zu-
nächst waren wir gerade mal 80 bis 90 
Gewerkschaftsmitglieder an beiden Bad 
Hersfelder Standorten und wir hatten 
damals riesige Probleme: Schon seit 
sechs Jahren hatten wir keine Lohner-
höhung bekommen, die Hallen waren 
nicht klimatisiert und es gab sehr viele 
befristete Arbeitsverträge über das ge-
setzliche Maß hinaus, um nur einige 
der Sauereien zu nennen.

Mit Hilfe von ver.di haben wir schließ-
lich erste Versammlungen organisiert, 
wo sich Leute aus der Frühschicht und 
auch aus der Spätschicht getroffen ha-
ben. Dort wurden einfach mal die gan-
zen Probleme aufgelistet. Das alles ist 
dann gewachsen, wir haben Vertrau-
ensleute gewählt und uns weiter orga-
nisiert.

WIE HAT DAS UNTERNEHMEN DARAUF 

REAGIERT?

Das Management hat ständig den 
Spruch »Wir brauchen bei uns keine 
Gewerkschaft« wiederholt. Immer wie-
der wurde auch die Nebelkerze gezün-
det, Amazon sei kein Einzel- und Ver-
sandhändler, sondern Logistiker. Und 
man muss bedenken, dass damals bei 
den Beschäftigten das Lager pro Arbeit-
geber noch recht groß war. Die haben 
auf Betriebsversammlungen teilweise 
massiv gegen uns gewettert, aber wir 
haben uns dadurch nicht abhalten las-
sen und konnten sehr viele Kollegen 
überzeugen, in die Gewerkschaft zu 
gehen. 

Die erste Lohnanpassung bekamen wir 
im September 2012 und das war sehr 
folgerichtig, denn mittlerweile waren wir 
von ca. 90 auf rund 700 ver.di-Mit- 
glieder angewachsen; heute sind es noch 
sehr viel mehr. Wir haben zwar keine 
Zahlen veröffentlicht, aber der Arbeit-
geber hatte gemerkt, dass die Leute 
sich auf die Gewerkschaft zu bewegen. 
Da hat er reagiert in der Hoffnung, die 

Organisierung aufzuhalten, aber das 
hat offensichtlich nicht geklappt. 

WAS FÜHRTE DAZU, DASS IMMER MEHR 

BESCHÄFTIGTE EINE TARIFVERTRAG-

LICHE ABSICHERUNG VON LOHNERHÖ-

HUNGEN FORDERTEN? 

Wir haben in den Belegschaften stark 
dafür argumentiert, dass ein Tarifvertrag 
das Unternehmen wirksam daran hin-
dern würde, materielle Zugeständnisse 
schnell mal wieder rückgängig zu ma-
chen. 

Schließlich wurde eine Tarifkommis-
sion mit ver.di-Aktiven aus den Betrie-
ben gebildet, die Amazon zu Verhand-
lungen über die Anerkennung der 
Flächentarifverträge des Einzel- und 
Versandhandels aufgefordert hat. Tat-
sächlich gab es dann 2013 zwei Termi-
ne, wo der Arbeitgeber aber nach dem 
Motto auftrat »Wir können über alles 
reden, aber wir werden auf keinen Fall 
verhandeln«. 

Am 9. April 2013 hatte die Tarifkom-
mission dann zu Outdoor-Meetings 
aufgerufen, um über die ablehnende 
Haltung von Amazon zu einem Tarif-
vertrag zu berichten, die sich auch bei 
den Gesprächen am Vortag wieder ge-
zeigt hatte. Mehrere hundert Kollegin-
nen und Kollegen aus beiden Standor-
ten beteiligten sich an diesem Warn-
streik, nachdem es bereits vorher bei 
einer Abstimmung ein überwältigendes 
Ja dazu gegeben hatte.

Einen Monat später kam es dann zur 
ersten großen Arbeitsniederlegung bei 
Amazon. Da auch die Kolleginnen und 
Kollegen aus dem Fulfillment Center in 
Leipzig sich von Beginn an in der Tarif-
bewegung engagiert haben, konnten wir 
am 14. Mai 2013 bei uns in Bad Hersfeld 
und dort in Leipzig mit 1.700 Teilneh-
menden den ersten Ganztagesstreik an 
drei Standorten durchführen. 

DER KONFLIKT DAUERT JETZT SCHON 

ÜBER 10 JAHRE AN UND DER TARIFVER-

TRAG IST NOCH IMMER NICHT IN SICHT, 

ABER IHR SAGT, DASS DIE STREIKS DEN-

NOCH ETWAS GEBRACHT HABEN…

Ja, das ist nicht zu unterschätzen. Seit 
der ersten Lohnanpassung bekommen 
wir jedes Jahr eine. Das war oft ein 
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»Wir sind sehr viel mehr geworden«

Beschlossen 
nen und Leben fördern – Öffnungszeiten 
begrenzen.

»Gute Arbeit mit Tarifbindung und 
Mitbestimmung sollte zum Kriterium bei 
der Ansiedlung werden«, heißt es in der 
Begründung. Die Ausweitung der Öff-
nungszeiten habe den Innenstädten 
geschadet, weil viele kleine Anbieter 
verdrängt worden seien. Das Verkaufen 
müsse auch den inhabergeführten Fach-
geschäften möglich bleiben, indem die 
Miethöhen durch die Politik reguliert 
würden. Für den innerstädtischen Handel 
müssten gut Offline- und Online-Kon-
zepte entwickelt werden (mehr zu den 
Kernforderungen in einer »Innen-
stadt-Broschüre« unter folgendem Link: 
handel-nrw.verdi.de/einzelhandel). 

In einem weiteren Beschluss sprachen 
sich die Delegierten dafür aus, die Akti-
vitäten gegen die Genehmigung von 
Sonntagsarbeit auf allen Ebenen fortzu-
setzen. Ein klares Nein ging dabei auch 
an die Absicht der Bundesregierung, die 
Höchstarbeitszeit zu flexibilisieren, »auch 
wenn diese unter Tarifvorbehalt gestellt 
werden«. In der Begründung wird u.a. 
auf die Vielzahl von erfolgreichen Klagen 
hingewiesen, die ver.di gegen ungerecht-
fertigte Genehmigungenn von Sonntags-
arbeit geführt hat. Ebenfalls aus NRW 
wurde ein Antrag eingebracht, mit dem 
sich die Bundeskonferenz nachdrücklich 
gegen die Freigabe der Renten zur Spe-
kulation an den Finanzmärkten ausge-
sprochen hat. 

Um die Frage, wie die ver.di-Fachbe-
reiche finanziell ausgestattet werden, 
geht es in dem Beschluss »Jedes Mitglied 
ist gleich wert!«, der auf Initiative aus 
Hamburg zustandegekommen ist. Die 
Forderung an den Bundeskongress lautet, 

gewisser Inflationsausgleich. In den 
letzten Jahren richtet sich die Erhöhung 
meistens nach dem Tarifabschluss. Das 
ist schon witzig: Die Unternehmenslei-
tung tut so, als ob sie die Gewerkschaft 
ignoriert, richtet sich dann aber doch 
irgendwie nach ihren Egebnissen. 

WAS GEHÖRT NOCH ZUR BILANZ?

Die Feedback-Gespräche, mit denen 
massiv Druck auf die Beschäftigten aus-
geübt wurde, gibt es so nicht mehr. 
Auch die Zeit ohne Klimatisierung in 
den Hallen ist längst vorbei. Inzwischen 
hat sich bei uns auch das Verhältnis 
zwischen Geschäftsleitung und dem 
Betriebsrat wieder normalisiert, nachdem 
das alte Management ausgetauscht 
worden ist. Vorher hatten wir fast nur 
noch über`s Gericht kommuniziert. 

Trotz aller Fortschritte sind wir beim 
Einkommensniveau, bei der Länge des 
Urlaubs und der Wochenarbeitszeit noch 
immer schlechter gestellt als die Kolle-
ginnen und Kollegen, die in der Branche 
nach den Flächentarifverträgen bezahlt 
werden. Deshalb geht unser Kampf um 
einen Anerkennungstarifvertrag und 
um einen Tarifvertrag gute, gesunde 
Arbeit zur Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen weiter.

Sehr erfreulich ist in die Verbreiterung 
unserer Streikbasis in Deutschland, wo 
ver.di jetzt schon in 10 Versandzentren 
Arbeitsniederlegungen organisiert, aber 
auch darüberhinaus. Wir sind viel mehr 
geworden. Wichtig ist, dass in den USA 
eine Bewegung entstanden ist, um in 
Amazon-Betrieben Gewerkschaftsgrup-
pen zu gründen. Auch in Großbritan-
nien tut sich jetzt zunehmend etwas, 
nachdem schon in Frankreich und Spa-
nien gestreikt worden ist. Das ist dop-
pelt gut, denn die Vernetzung, die  
ver.di zusammen mit der internationa-
len Gewerkschaft UNI Global unter dem 
Motto »Make Amazon pay!« vorantreibt, 
stärkt auch uns. 

INTERVIEW: ANDREAS HAMANN

dass jeder Fachbereich künftig mit den 
gleichen Mitteln nach Mitgliedern aus-
gestattet wird. Bisher fallen neben der 
Mitgliederzahl auch die Durchschnitts-
beiträge ins Gewicht, weshalb die Fach-
bereiche mit hohem Niedriglohn- bzw. 
Teilzeitanteil schlechter wegkommen. 

Aus dem Landesfachbereich Nieder-
sachsen/Bremen kam die Initiative für den 
Beschluss, die Sprachenvielfalt in der  
ver.di-Mitgliedschaft künftig stärker zu 
berücksichtigen und einen Dolmet-
scher*innen-Pool aufzubauen bzw. auch 
Übersetzungstools zur Verfügung zu 
stellen. Schließlich wurde auch eine Ta-
rifkampagne des Bundesfachbereichs 
beschlossen, um den Schutz von befris-
tet Beschäftigten zu verstärken, die bei 
Betriebsratswahlen kandidieren. An den 
Bundeskongress ging die Aufforderung, 
sich in dieser Hinsicht für neue gesetzli-
che Regelungen stark zu machen. 

(Berichterstattung wird fortgesetzt)
  �  R E D

http://handel-nrw.verdi.de/einzelhandel

